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Bebauungsplan der Stadt Bad Sooden-Allendorf zur 9. Änderung des 

Flächennutzungsplanes sowie Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 59 

„Stadtgraben“  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Plangebiet und in unmittelbarer Nähe des Plangebiets ist die mittelalterliche 

Stadtmauer mit vorgelagertem Stadtgraben von Allendorf bekannt.  

 

Das Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie, sieht im Hinblick auf die gem. § 

1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB gebotene Berücksichtigung der Belange des 

Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege jedoch keine komplette 

Voruntersuchung und Ausgrabung auf dem Gelände als erforderlich an. Eine 

hinreichende Berücksichtigung der o. g. öffentlichen Belange wäre vielmehr mit 

folgender Maßgabe sicherzustellen: 

 

1. Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt 

für Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 

unverzüglich anzuzeigen (§ 21 HDSchG). In diesen Fällen kann für die weitere 

Fortführung des Vorhabens eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach § 18 

HDSchG erforderlich werden. 

 

2. Da im Bebauungsplanbereich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu rechnen 

ist, muss eine vom Verursacher beauftrage Grabungsfirma mittels einer 

Baubeobachtung bei Bodeneingriffen die Maßnahmen begleiten.  
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3. Sollten bedeutende Reste vorgeschichtlicher Siedlungen / Gräber oder andere 

Kulturdenkmäler auftreten gilt, dass durch die weitere Bebauung Kulturdenkmäler im 

Sinne von § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden. Daher muss im 

Vorfeld weiterer Bodeneingriffe eine Grabungsmaßnahme vorgeschaltet werden, um 

das Kulturgut zu dokumentieren und zu sichern (§ 18 Abs. 5 HDSchG). Diese Kosten 

sind vom jeweiligen Verursacher zu tragen. 

 

Wir bitten, die Hinweise 1 bis 3 in den Bebauungsplan aufzunehmen. Im Übrigen 

werden gegen den vorliegenden Bebauungsplan seitens der Denkmalfachbehörde 

keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorgebracht.  

 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den 

öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. 

Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und 

der Baudenkmalpflege behält sich die Denkmalfachbehörde vor. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

Im Auftrag  

Dr. Eveline Saal 

Bezirksarchäologin 

 

 

 


